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	Nr.
	Aufgabe
	meine Lösung

	1.
	Welches der folgenden Rechtsgeschäfte zählt zu den einseitigen Rechtsgeschäften?

A	Pachtvertrag
B	Mietvertrag
C	Testament
D	Kaufvertrag
E	Werkvertrag
	

	2.
	In welchem der folgenden Fälle ist ein Vertrag zustande gekommen?

A	Anfrage – Angebot
B	Anfrage – Bestellung
C	Anfrage – Annahme
D	Bestellung – Bestellungsannahme
E	Angebot – Nachfrage
	

	3.
	Bei welchem Rechtsgeschäft ist eine notarielle Beglaubigung erforderlich?

A	Arbeitsvertrag
B	Testament
C	Kündigung
D	Grundstückskauf
E	Kreditvertrag
	

	4.
	Wie lange gilt ein schriftliches Angebot?

A	zwei Wochen
B	vier Wochen
C	eine Woche
D	einen Tag
E	drei Tage
	

	5.
	Zu den juristischen Personen zählt man nicht:

A	die GmbH
B	den Sportverein
C	den Richter
D	die Aktiengesellschaft
E	die Handwerkskammer
	

	6.
	Die beschränkte Geschäftsfähigkeit gilt für Personen

A	unter sieben Jahren
B	zwischen zehn bis 16 Jahren
C	zwischen 16 bis 18 Jahren
D	zwischen sieben bis 18 Jahren
E	unter 18 Jahren
	

	7.
	In welchem Fall wird ein Rechtsgeschäft erst durch eine Anfechtung ungültig?

A	bei Geschäften mit Geschäftsunfähigen
B	 bei Verstoß gegen Formvorschriften
C	bei arglistiger Täuschung
D	bei Verstoß gegen ein gesetzliches Verbot
E	bei einem Scherzgeschäft
	

	8.
	Bei einem Kaufvertrag zwischen einem Kaufmann und einer Privatperson gelten die gesetzlichen Bestimmungen des

A	Handelsgesetzbuches
B	Bürgerlichen Gesetzbuches
C	Strafrechts
D	Gewerberechts
E	Grundgesetzes
	

	9.
	Die Übertragung des Eigentums erfolgt bei unbeweglichen Sachen durch

A	einen schriftlichen Vertrag
B	Einigung der Vertragspartner
C	Einigung der Vertragspartner und Übergabe der Sache
D	Einigung der Vertragspartner und Bezahlung des vereinbarten Betrags
E	Einigung vor dem Notar und durch die Eintragung ins Grundbuch
	

	10.
	Ist die Eigentumsübertragung gestohlener Waren möglich?

A	Ja, wenn man wusste, dass es sich um gestohlene Waren handelt.
B	Nein, ist in keinem Fall möglich.
C	Ja, wenn man nicht wusste, dass es sich um gestohlene Waren handelt.
D	Ja, wenn die Ware bezahlt ist.
E	Ja, wenn der Warenwert unter zehn Euro liegt.
	

	11.
	Unter welcher Voraussetzung kann der Verkäufer
einen Notverkauf (Selbsthilfeverkauf) durchführen?

A	in wirtschaftlich schlechten Zeiten
B	wenn der Lieferant Geld benötigt
C	wenn leicht verderbliche Waren vom Kunden nicht abgenommen werden
D	wenn sich der Käufer in einer Notsituation befindet
E	wenn der Lieferant keine Hilfen von anderen Personen erhält.
	

	12.
	Ein Verkäufer gerät in Lieferungsverzug, wenn …

A	er zu einem kalendermäßig bestimmten Termin nicht liefert.
B	der Käufer eine Mahnung geschrieben hat.
C	der Verkäufer nicht rechtzeitig liefert und ein Verschulden vorliegt.
D	der Käufer eine Nachfrist setzt.
E	der Käufer eine Nachfrist setzt und mit Schadenersatz droht.
	

	13.
	Wenn ein Verkäufer in Lieferungsverzug gerät, kann der Käufer …

A	einen Preisnachlass fordern.
B	sofort vom Vertrag zurücktreten.
C	nachträglich eine Konventionalstrafe festlegen.
D	nichts dagegen machen.
E	eine angemessene Nachfrist setzen und mit Schadenersatz drohen.
	

	14.
	Welche Rügefrist gilt bei einem Verbrauchsgüterkauf?

A	drei Jahre
B	zwei Jahre
C	ein Jahr
D	sechs Monate
E	18 Monate
	

	15.
	In welchem Fall hat der Kunde keinen Gewährleistungsanspruch?

A	bei falschen Werbeversprechungen
B	bei Waren aus öffentlichen Versteigerungen
C	bei Fehlern in der Montageanleitung
D	bei unerheblichen Mängeln
E	bei Sonderangeboten.
	

	16.
	Unter Skonto versteht man den Preisnachlass …

A	für vorzeitige Zahlung.
B	für größere bestellte Mengen.
C	für Kundentreue.
D	anlässlich eines Firmenjubiläums.
E	während des Schlussverkaufs.
	

	17.
	Bei Haustür- und Teilzahlungsgeschäften kann der Kunde innerhalb welcher Frist schriftlich widerrufen?

A	acht Tage
B	14 Tage
C	ein Monat
D	zwei Monate
E	drei Monate
	

	18.
	Das Produkthaftungsgesetz regelt

A	Gewährleistungsansprüche
B	Garantiezeiten
C	Schäden, die ein mangelhaftes Produkt anrichtet
D	Konventionalstrafen
E	Mängelarten
	

	19.
	Welche Sonderregelung gilt für Internetangebote?

A	Sie müssen nicht an eine bestimmte Person gerichtet sein.
B	Die Preise erfolgen nach Vereinbarung.
C	Es besteht eine umfassende Informationspflicht über Einzelheiten des Vertrags, Widerrufsrecht usw.
D	Der Verkäufer muss sich nicht zu erkennen geben.
E	Internetangebote müssen preisgünstiger als andere Angebote sein.
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